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(Nr. 13072.) Geſetz über die Vereinigung der Landgemeinde Campe mit der Stadt Stade. Vom 23. März 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 15 


Die Landgemeinde Campe wird nach Maßgabe der in der Anlage enthaltenen, von dem Regie⸗ 
rungspräſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Stade zu veröffentlichenden Bedingungen 
mit der Stadt Stade vereinigt. 

- $.2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 23. März 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Anlage. 


Bedingungen der Vereinigung. 
81. 
Mit der Eingemeindung tritt in dem eingemeindeten Gebiete das geſamte Ortsrecht der Stadt Stade mit 
Ausnahme des Gemeindebeſchluſſes vom 6. Dezember 1909, betreffend den Schlachthofzwang und die Unter⸗ 
ſuchung des nicht im öffentlichen Schlachthaus ausgeſchlachteten friſchen Fleiſches, in Kraft. Die Ausdehnung 


der in der Stadt Stade geltenden Polizeiverordnungen auf das Eingemeindungsgebiet hat unter Beobachtung 
der für den Erlaß von Polizeiverordnungen allgemein vorgeſchriebenen Form zu erfolgen. 


8 2. 
Das Bürgervorſteherkollegium in Stade iſt innerhalb von 3 Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes neu zu wählen. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 10. April 1926.) 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1307213075.) 33 


(Mr. 13073.) Geſetz zu dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Sſterreich über die gegenfeitige Durch⸗ 
führung der Schulpflicht ihrer in dem anderen Staate wohnenden Staats⸗ beziehungsweiſe 
Bundesangehörigen. Vom 23. März 1926. s ; 


Dar Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
SE 


Der nachſtehende Staatsvertrag vom 18. September 1925, der die Zuſtimmung des Reichs 
(Artikel 78 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung) erhalten hat, wird genehmigt. 


9 2. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen erlaſſen der Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung, der Miniſter für Handel und Gewerbe ſowie der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 23. März 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Becker. Steiger. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


2 Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Ofterreich über die gegenfeitige Durchführung der Schulpflicht 
ihrer in dem anderen Staate wohnenden Staats⸗ beziehungsweiſe Bundesangehörigen. 


Nachdem die Regierungen des Freiſtaats Preußen und der Republik Oſterreich übereingekommen find, 
die Durchführung der Schulpflicht ihrer in dem anderen Staate ſich aufhaltenden Staatsangehörigen gleich— 
mäßig zu regeln, haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: > 

das Preußiſche Staatsminiſterium den Abteilungsdirigenten im Preußiſchen Miniſterium für Wifjen- 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung, Wirklichen Geheimen Oberregierungsrat Georg Klotzſch; 


der Bundespräſident der Republik Oſterreich den Geſchäftsträger der Republik Oſterreich in Berlin, 
Hermann Ploennies, 


die nach Austauſch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten folgende Beſtimmungen vereinbart haben: 


81. 

Die in Preußen ſich aufhaltenden öſterreichiſchen Bundesbürger ſind in Hinſicht der Pflicht zum Beſuche 
von Schulen jeglicher Art ſowie auch in Hinſicht der Schulverſäumnis, Schulunterhaltung und Schulgeld- 
zahlung an Pflichtſchulen denſelben Geſetzen und Vorſchriften unterworfen wie die preußiſchen Staatsangehörigen 
innerhalb des Preußiſchen Staates, und umgekehrt ſind die in Oſterreich ſich aufhaltenden preußiſchen Staats⸗ 
angehörigen in gleicher Beziehung den öſterreichiſchen Bundesbürgern gleichgeſtellt. 

Es können jedoch Angehörige der beiden Staaten, die vor ihrem Verzug in ihrem Heimatsſtaate der 
Schulpflicht genügt haben und ſich durch ein Zeugnis ihrer heimiſchen Schulbehörde ausweiſen, zum Beſuche 
der Schulen in dem Staate ihres Aufenthalts nicht noch herangezogen werden, auch wenn das am Orte ihres 
Aufenthalts geltende Recht eine größere Ausdehnung des Pflichtſchulbeſuchs vorſchreibt. 


82 


Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und die Ratifizierungsurkunden ſollen ſobald als möglich in Berlin aus⸗ 
getauſcht werden. a 
83 


Der Vertrag ſoll in Preußen und in Öfterreih 14 Tage nach Austauſch der Ratifizierungsurkunden 
in Kraft treten. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 
Berlin, den 18. September 1925. 


Siege) Für den Freiſtaat Preußen: Siegel) Für die Republik Sſterreich: 
Georg Klotzſch. Hermann Ploennies. 
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(Nr. 13074.) Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes über Depot- und Depoſitengeſchäfte bei 
öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten. Vom 24. März 1926. t 


Auf Grund des § 11 in Verbindung mit §7 des Reichsgeſetzes über Depot⸗ und Depoſitengeſchäfte vom 
26. Juni 1925 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 89) und des Preußiſchen Geſetzes vom 27. April 1885 (Geſetzſamml. 
S. 127) zur Ergänzung des §7 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) in Verbindung mit Artikel 82 der Verfaſſung wird folgendes verordnet: 


Einziger Artikel. 

(1) Der Antrag auf Entziehung der Berechtigung zum geſchäftsmäßigen Betriebe von Depot- und De⸗ 
poſitengeſchäften erfolgt bei den im § 4 Abſ. 2 Nr. 5 des Reichsgeſetzes über Depot- und Depoſitengeſchäfte 
bezeichneten Sparkaſſen und Unternehmungen des öffentlichen und bürgerlichen Rechtes leinſchließlich der land⸗ 
ſchaftlichen — ritterſchaftlichen — Kreditanſtalten, der Stadtſchaften, Pfandbriefämter und gleichartigen 
öffentlich rechtlichen Kreditinſtitute für den ſtädtiſchen Grundbeſitz ſowie deren Bankanſtalten) und bei ihren 
Zweiganſtalten durch Erhebung der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. 

(2) Zuſtändig zur Klageerhebung iſt bei Unternehmungen einer Provinz oder eines Landeskommunal⸗ 
verbandes und bei ſonſtigen kommunalen Unternehmungen, deren Geſchäftskreis den Bereich eines Regierungs⸗ 
bezirkes überſchreitet, der Miniſter des Innern, bei landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten und deren 
Bankanſtalten der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, bei Stadtſchaften, Pfandbriefämtern 
und gleichartigen öffentlich rechtlichen Kreditinſtituten für den ſtädtiſchen Grundbeſitz und deren Bankanſtalten 
der Miniſter für Volkswohlfahrt; im übrigen iſt der Regierungspräſident, in Berlin der Oberpräſident zu⸗ 
W Die Zuſtändigkeit erſtreckt ſich auch auf die Zweiganſtalten und Nebenſtellen der genannten Unter⸗ 
nehmungen. BR 

(3) Auf die Klage der zuſtändigen Minifter und des Oberpräfidenten von Berlin entfcheidet das Ober- 
verwaltungsgericht, auf die Klage des Regierungspräſidenten der Bezirksausſchuß endgültig. a 


Berlin, den 24. März 1926. 


r Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
a Braun. Severing. Hirtſiefer. Steiger. 


(Ar. 13075.) Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums über die Verfaſſung der Preußiſchen Staats⸗ 
bank (Seehandlung). Vom 11. März 1926. 


(1) Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) beſitzt die Eigenſchaft einer juriſtiſchen Perſon des öffent⸗ 
lichen Rechtes. Für ihre Verbindlichkeiten hat der Preußiſche Staat die vollſtändige Garautie übernommen 
(Kabinettsorder vom 17. Januar 1820 — Geſetzſamml. S. 25 —). 4171905 1a di demaat 

(2) Sie ſteht unter Aufſicht des Staates und gehört zum Geſchäftsbereiche des Finanzminiſters, 

(3) Ihr Sitz iſt Berlin. 92 i 

(1) Die Staatsbank hat die Aufgabe, die Intereſſen des Preußiſchen Staates auf dem Kapital, und 
Geldmarkte wahrzunehmen. Sie hat für ihn alle Geſchäfte durchzuführen, bei denen die Mitwirkung einer 
Bank zweckmäßig iſt, und die Staatsverwaltung in allen einſchlägigen Fragen zu unterſtützen und zu beraten. 
N (2) Zur Erfüllung dieſer Aufgabe hat fie enge geſchäftliche Beziehungen zur Wirtſchaft, insbeſondere 
zu den Banken, zu unterhalten. Sie ſoll bei ihren Geſchäften den allgemeinen wirtſchaftlichen Belangen 
Rechnung tragen und ihre Gelder, ſoweit ſie nicht alsbald für öffentliche Zwecke gebraucht werden, der 
Wirtſchaft zuführen. Unbeſchadet des Erforderniſſes, nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu verfahren, darf 
die Erzielung von Gewinn nicht Hauptzweck des Geſchäftsbetriebs: fein, 101572 


83. 
(1) Die Staatsbank ift befugt, im Auftrage des Staates alle Geſchäfte abzuſchließen, die der Betrieb 
eines Bankgeſchäfts mit ſich bringt oder die durch die der Staatsbank übertragenen Aufgaben geboten ſind. 


(2) Im übrigen iſt ſie befugt, folgende Geſchäfte zu betreiben: 


J. verzinsliche Gelder im Depoſiten, Kontokorrent,, Giro- und Scheckverkehr entgegenzunehmen; 
2. Darlehen aufzunehmen; 5 ae: Au said Hhlie In 


— 124 — 


3. Wechſel und Schecks, aus welchen drei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, zu diskontieren, 
zu kaufen und zu verkaufen. Von dem Erforderniſſe der dritten Unterſchrift kann in den Fällen ab- 
gefehen werden, in denen durch eine Nebenſicherheit oder in ſonſtiger Weiſe die Sicherheit des 
7710 Wechſels oder Schecks gewährleiſtet iſt. Die von der Staatsbank diskontierten Wechſel ſollen nur 
iR gute Handelswechſel fein; 
44. Privatdiskonten zu kaufen und zu verkaufen; 
5. Wechſelgiroverbindlichkeiten einzugehen 
6. Schatzwechſel Preußens, des Deutſchen Reichs und der deutſchen Länder zu kaufen; 
7. zinsbare Darlehen gegen bewegliche Pfänder zu gewähren (Lombardverkehr), und zwar 
e ee e egen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, 
inn bh) gegen Devifen und gegen Wertpapiere, die an einer deutſchen Börſe amtlich notiert find, 
N . „ gegen Schatzwechſel Preußens, des Reichs und der Länder, 
ch) gegen Wechſel, die anerkannt ſolide Verpflichtete aufweiſen; 
8. Wertgegenſtände in Verwahrung und in Verwaltung zu nehmen und die damit im Zuſammen⸗ 
bhhange ſtehenden Geſchäfte zu tätigen (Einlöfung von Zinsſcheinen und Dividendenſcheinen uſw.) / 
UBS 9. das Emiſſions⸗ und das Konſortialgeſchäft zu betreiben; a =) 
SH 10. für fremde Rechnung Inkaſſogeſchäfte zu beforgen, Zahlungen zu leiſten ſowie Kreditbriefe und 


Akkreditive auszuſtellen / i 
11. Edelmetalle, Wertpapiere und Deviſen zu kaufen und zu verkaufen. 


(08). Ungedeckte Kredite dürfen nur an ſolche Unternehmungen gewährt werden, deren Verpflichtungen 
vom Preußiſchen Staate oder vom Deutſchen Reiche garantiert ſind, ſowie an ſolche Unternehmungen, an 
denen der Preußiſche Staat oder das Deutſche Reich mit Kapital beteiligt ſind, wenn der Preußiſche Staat 
oder das Deutſche Reich einen ausſchlaggebenden Einfluß auf die Unternehmungen ausübt. Verfügbare Kaſſen⸗ 
beſtände dürfen in Ermangelung anderer Anlagemöglichkeiten bei erſten Banken von unbezweifelter Sicherheit 


ohne beſondere Sicherſtellung vorübergehend untergebracht werden. 


(4) Zur Aufnahme vorſtehend nicht aufgeführter Geſchäftszweige oder zum Abſchluß einzelner ab⸗ 
weichender Geſchäfte iſt die Genehmigung des Finanzminiſters erforderlich. 


(5) Zur Pflege des Realkredits und des ſonſtigen langlaufenden Anlagekredits ſowie zur Lombardierung 
von Warenbeſtänden iſt die Staatsbank nicht berufen. Die Hereinnahme von Hypotheken, Bürgſchaften und 
anderen Sicherheiten als Nebendeckung iſt zugelaſſen. ; 


(6) Zum Erwerbe, zur Belaſtung und zur Veräußerung von Grundſtücken iſt die Genehmigung des 
Finanzministers erforderlich, ſofern es ſich nicht um Grundſtücksgeſchäfte handelt, die ſich aus dem laufenden 
Betrieb ergeben. 

dest § 4. 


FERDEFES RER f 5 3 5 y x 5 = | 
() Die Staatsbank wird von ihrer Generaldirektion, die die Eigenſchaft einer Behörde hat, verwaltet 
und gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Die Generaldirektion beſteht aus dem Präſidenten als Vor⸗ 
ſitzenden, ſeinem Stellvertreter und der durch den Staatshaushaltsplan feſtgeſtellten Anzahl von Mitgliedern, 
dieß fämtlich vom Staatsminiſterium ernannt werden. Der Finanzminiſter kann den ſtellvertretenden Mit⸗ 
gliedern der Generaldirektion und den aushilfsweiſe bei der Generaldirektion beſchäftigten Beamten das 
Recht verleihen, an den Sitzungen der Generaldirektion mit vollem Stimmrechte teilzunehmen. Dieſe Beamten 
85 daun den ordentlichen Mitgliedern der Generaldirektion auch hinſichtlich der Vertretung nach außen 
G 5) gleich. = FRE 
(2) Der Präſident hat die erforderlichen Beſchlußſitzungen anzuordnen. Die Generaldirektlon faßt ihre 
Beſchlüſſe, nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 
Erſcheint dem Präſidenten ein gefaßter Beſchluß bedenklich, ſo kann er der Generaldirektion die Ausführung 
unterſagen zer hat dann unverzüglich die Angelegenheit dem Finanzminiſter zur Entſcheidung zu unterbreiten. 
us Beſchlüſſen und Anordnungen, die für die Geſchäftsgebarung und die Entwicklung der Staats⸗ 
ul Hon gründſätzlicher Bedeutung find, iſt dem Finanzminiſter Anzeige zu erſtatten; in Fällen von beſonderer 


bau 
Wichtigkeit tk feine Genehmigung einzuholen. 
end unrinfree 577 107 11 nn 2 8 5. Sa, g - a 

(1) Erklärungen der Generaldirektiön ſind für die Staatsbank verbindlich, wenn ſie von zwei Mit⸗ 
gliedern abgegeben werden. Die Generaldirektion kann Vertretungsvollmacht erteilen. 


orſchriften, des § 232 Abf. 1 Satz 2 und 3 des Handelsgeſetzbuchs finden entſprechende An⸗ 


fend ER 
NE ꝛ ae 


(1) Für die geſamte Geſchäftsführung und Verwaltung iſt der Präſident in erſter Linie verantwortlich. 
Er Vekkritt die Staatsbank im Verkehre mit Behörden und iſt zu ihrer Vertretung in allen Fällen ermächtigt, 
in denen nicht die Unterfchrift von zwei Mitgliedern der Generaldirektion erforderlich iſt. 1 


Nen 


125 ee 


(2) Die Verteilung der Geſchäfte unter die einzelnen Mitglieder der Generaldirektion erfolgt durch die 
Generaldirektion. Der Präſident iſt befugt, einzelne Angelegenheiten an ſich zu ziehen oder einem beliebigen 
Mitgliede der Generaldirektion zur Erledigung zu überweiſen. l 

(3) Der Präſident leitet den formalen Geſchäftsbetrieb der Staatsbank. Er iſt ermächtigt, die im 
Haushalte vorgeſehenen Beamtenſtellen auf Vorſchlag der Generaldirektion zu beſetzen und die ihm unter⸗ 
ſtellten Beamten in den Ruheſtand zu verſetzen ſowie die erforderlichen Hilfskräfte anzuſtellen und zu entlaſſen. 

(4) Der Präſident beſtimmt über die Gewährung von Vergütungen und Unterſtützungen aus den dafür 
im Haushalt ausgeworfenen Mitteln. a 

(5) Im Behinderungsfalle wird der Präſident durch feinen ſtändigen Vertreter und, falls auch 
dieſer behindert iſt, durch das dienſtälteſte Mitglied der Generaldirektion vertreten; bei gleichem Dienſtalter 
entſcheidet das höhere Lebensalter. 97 


(1) Die Beamten der Staatsbank find unmittelbare Staatsbeamte. 
(2) Die unmittelbar vorgeſetzte Dienſtbehörde für die Mitglieder der Generaldirektion iſt der Finanzminiſter, 
für die übrigen Beamten der Präſident. 
88 


(1) Zur beirätlichen Mitwirkung bei den Geſchäften der Staatsbank iſt ein Ausſchuß gebildet. 

(2) Der Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten der Preußiſchen Staatsbank und den vom Staats⸗ 
miniſterium zu ernennenden Mitgliedern. ö 

(3) Der Präſident der Preußiſchen Staatsbank führt den Vorſitz im Ausſchuß und wird im Behinde⸗ 
rungsfalle durch ein vom Finanzminiſter zu benennendes Mitglied vertreten. 


89. 

(i) Dem Ausſchuß ift Kenntnis von dem geſamten Stande der Geſchäfte zu geben. Der Finanz 
miniſter und der Präſident der Preußiſchen Staatsbank ſind befugt, ihn über alle den Geſchäftsbereich 
der Bank berührenden Fragen gutachtlich zu hören. Der Ausſchuß iſt berechtigt, ſeinerſeits Vorſchläge über 
etwa gebotene Maßregeln zu machen. r 

(2) Insbeſondere iſt der Ausſchuß gutachtlich zu hören über 

1, die Bilanz und die Gewinnberechnung, 
2. die Grundſätze für die Kreditgewährung, 

3. die Grundfäge für die Annahme von Einlagen, 

4. allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen, 
5. die Aufnahme neuer Geſchäftszweige. . 


$ 10, 

(1) Der Ausſchuß ift wenigſtens einmal in jedem Vierteljahr und ferner dann von dem Vorſitzenden 
zuſammenzuberufen, wenn dieſer die Einberufung für erforderlich hält oder 5 Mitglieder des Ausſchuſſes einen 
dahingehenden Antrag ftellen. 

(2) Die Berufung erfolgt durch ſchriftliche Einladung unter Mitteilung der Tagesordnung. Mit Genehmi⸗ 
gung des Vorſitzenden können auch nachträglich Gegenſtände auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


8 11. 


Der Ausſchuß beſchließt nach Mehrheit der anweſenden Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. 8 
$ 12, 


Die Mitglieder und ftellvertvetenden Mitglieder der Generaldirektion können an den Sitzungen des 
Ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen. 
§ 13. 5 
(1) Der Vorſitzende beſtellt für jede Sitzung einen Schriftführer, der nicht Mitglied des Ausſchuſſes zu 
ſein braucht. Das Protokoll iſt von dem Vorſitzenden, zwei von dem Ausſchuſſe zu ernennenden Mitgliedern 
und dem Schriftführer zu vollziehen. > 
(2) Abſchrift des Verhandlungsberichts ift dem Finanzminiſter vorzulegen. 


8 14. 


Die Tätigkeit der Mitglieder des Ausſchuſſes iſt eine ehrenamtliche. Jedoch können fie aus Mitteln der Preußiſchen 
Staatsbank nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigungen erhalten. 


Berlin, den 11. März 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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ern 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. ©. 357) ſind bekanntgemacht: 


IK 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Landkreis Iſerlohn für den Bau einer Kreisſtraße durch das Amtsblatt 
der Regierung in Arnsberg Nr. 44 S. 233, ausgegeben am 31. Oktober 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1925 über die Genehmigung von 


Beſchlüſſen des XXVI. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung 
in Breslau Nr. 5 S. 33, ausgegeben am 30. Januar 1926; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Januar 1926 über die Genehmigung einer 


Anderung der Satzung der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 8 S. 39, ausgegeben am 20. Februar 1926; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1926 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Gemeinde Meſenich im Kreiſe Trier⸗Land für die Verlegung des Weges 
von Meſenich nach Liersberg durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 10 S. 26, ausgegeben 
am 6. März 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Februar 1926 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), 
für den Bau einer 100 000 Volt-Leitung vom Kraftwerk Niederrhein bei Weſel nach Emmerich durch 
das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 10 S. 59, ausgegeben am 6. März 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Februar 1926 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Kreis Berſenbrück für die Herſtellung und den Betrieb einer Feldbahn 
von dem Steinbruche des Kreiſes am Kettelsberge bei Ueffeln zum Reichsbahnhofe Heſepe durch das 
Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 9 S. 25, ausgegeben am 27. Februar 1926. 
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